
Bekanntmachung
Planfeststellungsverfahren zur Anbindung der Umspannanlage (UA) Siegburg an das 
380-kV-Höchstspannungsstromnetz der Amprion GmbH

Die Amprion GmbH mit Sitz in 44139 Dortmund betreibt auf dem Gebiet der Stadt Siegburg die 
110-/220-kV-Schalt- und Umspannanlage (UA) Siegburg. Für die geplante Anbindung dieser UA 
an das 380-kV-Stromnetz hat die Bezirksregierung Köln im April 2019 das erforderliche Plan-
feststellungsverfahren nach den §§ 43 ff. des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in Verbindung 
mit den §§ 72 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG 
NRW) eingeleitet. Von den zur Realisierung des Vorhabens geplanten Maßnahmen sind Grund-
stücke in der Gemarkung Obermenden (Flure 6, 8, 9, 10 und 11) der Stadt Sankt Augustin sowie 
Gemarkung Siegburg (Flure 8, 14 und 24) der Stadt Siegburg betroffen.
Für das Vorhaben besteht wegen der Betroffenheit eines FFH-Gebietes die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Planunterlagen hatten in der Zeit vom 
29.04.2019 bis einschließlich 28.05.2019 in den Stadtverwaltungen von Siegburg und der Stadt 
St. Augustin zur Einsichtnahme ausgelegen.
Auf Grundlage der eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen hatte die Vorhabenträge-
rin die ausgelegten Planunterlagen zu ergänzen und einen wasserrechtlichen Fachbeitrag, einen 
wasserrechtlichen Antrag für Wasserhaltungsmaßnahmen sowie eine Bodengrunduntersuchung 
nachzureichen. Die Ergänzung der Planunterlagen erfolgt im Rahmen eines Deckblattes, welches 
angesichts der Umweltrelevanz der Unterlagen der Öffentlichkeit zugänglich zu machen ist. 

In Anbetracht der aktuellen COVID-19-Pandemie und der damit verbundenen Kontaktbeschrän-
kungen erfolgt die Beteiligung der Öffentlichkeit durch Veröffentlichung der Deckblatt-Planun-
terlagen im Internet (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG). Die Planunter-
lagen stehen in der Zeit vom 29.06.2020 bis einschließlich 28.07.2020 auf der Internetseite der 
Bezirksregierung Köln unter https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/25_ener-
gieleitungen_planfeststellungsverfahren/energie_siegburg/index.html zur Ansicht zur Verfügung.

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und der vorgenannten, nach § 19 Abs. 2 UVPG auszulegenden 
Unterlagen ist zusätzlich über das zentrale Internetportal https://uvp-verbund.de/portal/ zugäng-
lich (§ 20 UVPG). Maßgeblich ist der Inhalt der im Internet zur Verfügung gestellten Deckblatt-
Unterlagen.

Als zusätzliches Informationsangebot hat die Bezirksregierung Köln eine Papierfassung der 
Deckblatt-Planunterlagen zur Verfügung gestellt, die im Bedarfsfall bei der Stadt Siegburg ein-
gesehen werden kann (§ 3 Abs. 2 Satz 1 PlanSiG). Die Einsichtnahme ist nur nach vorheriger 
Terminvereinbarung unter der Rufnummer 02241 / 102 - 381 möglich.

1. Bis spätestens 1 Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis einschließlich zum 
28.08.2020, kann die betroffene Öffentlichkeit bei der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Zeug-
hausstraße 2-10 in  50667 Köln  (Anhörungsbehörde) oder bei der Stadt Siegburg, Abt. Stadt-
planung und Denkmalschutz, Nogenter Platz 10 in 53721 Siegburg, schriftlich Einwendungen 
gegen die Deckblatt-Unterlagen erheben. Die Äußerungsfrist gilt auch für solche Einwendun-
gen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen. Einwendungen zur 
Niederschrift sind angesichts der Kontaktbeschränkungen ausgeschlossen (§ 4 Abs. 1 PlanSiG). 
Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elekt-
ronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Die besonderen 
technischen Voraussetzungen sind unter www.egvp.de aufgeführt.
Gem. § 3a VwVfG sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben werden, nur zulässig, wenn die 
Empfängerbehörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-Mails mit einer qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine Signierung mit einem Pseu-
donym ist nicht zulässig.
Die Bezirksregierung Köln hat diesen Zugang eröffnet und es gilt Folgendes:
Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizier-
ter elektronischer Signatur an die elektronische Poststelle der Bezirksregierung Köln erhoben 
werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. Die Einwendung kann auch 
durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Ge-
setz bei der Bezirksregierung Köln erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: poststelle@
brk-nrw.de-mail.de.

Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung er-
kennen lassen. Es wird darauf hingewiesen, dass Einwendungen ausschließlich gegen die Deck-
blatt-Unterlagen erhoben werden können. Nach Ablauf der genannten Einwendungsfrist sind 
Einwendungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, für dieses Verwaltungs-

verfahren ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG NRW). Dies gilt auch für Einwendungen 
und Stellungnahmen der Vereinigungen. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. 
Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG NRW von der Auslegung der Deckblatt-Unterlagen.
 
3. Da es sich vorliegend um eine Planänderung handelt, wird die Anhörungsbehörde (hier 
die Bezirksregierung Köln) in der Regel gemäß § 43a Nr. 4 EnWG von der Erörterung im Sinne 
des § 73 Abs. 6 VwVfG NRW und des § 18 Abs. 1 Satz 4 UVPG absehen.

Findet abweichend hiervon ein Erörterungstermin statt, wird dieser zuvor ortsüblich bekannt ge-
macht werden. Ferner werden diejenigen, die fristgerecht Stellungnahmen und Einwendungen 
erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vertreter, von dem Termin ge-
sondert benachrichtigt (§ 17 VwVfG NRW). Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
so können sie durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist.
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer-
den. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.
 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden 
nicht erstattet.
 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt.
 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde (ebenfalls die Bezirksregierung Köln) entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und diejenigen, 
die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt wer-
den, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.
 
7. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,
           - dass die Bezirksregierung Köln die für das Verfahren und die für die Entscheidung über  
              die Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde ist,
           - dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden 
              werden wird und
           - dass die Anhörung zu den ausgelegten Deckblatt-Unterlagen auch die Einbeziehung der 
              Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gem. § 18 UVPG ist.

8. Sowohl der wasserrechtliche Fachbeitrag als auch der wasserrechtliche Antrag für Was-
serhaltungsmaßnahmen sowie das ergänzende Bodengutachten betreffen umweltrelevante Funk-
tionen.

9. Es wird darauf hingewiesen, dass die Vorhabenträgerin nach § 44c Abs. 1 EnWG die 
Möglichkeit hat, eine vorläufige Anordnung zu beantragen, in der vorbereitende Maßnahmen oder 
Teilmaßnahmen zum Bau oder zu Änderungen festgesetzt werden.

10. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden personenbezogene Daten erhoben. Infor-
mationen zu dieser Datenerhebung können Sie unter https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_inter-
net/leistungen/abteilung02/25/planfeststellung/datenschutz_planfeststellung.pdf einsehen.

11. Die Einwendungen und Stellungnahmen sind dem Vorhabenträger und den von ihm Be-
auftragten zur Verfügung zu stellen, um eine Erwiderung zu ermöglichen; hierbei werden daten-
schutzrechtliche Bestimmungen beachtet. Rechtsgrundlage hierfür ist § 43a Abs. 2 EnWG. Auf 
Wunsch können Name und Anschrift unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsge-
mäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind.
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STADTBETRIEBE SIEGBURG
-ein Kommunalunternehmen der Kreisstadt Siegburg

Die Stadtbetriebe Siegburg AÖR sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt für die Tourist 
Information Siegburg

Mitarbeiter/-innen auf Aushilfsbasis (bis zu 450 Euro/Monat)

Die Tourist Information Siegburg ist nicht nur die erste Anlaufstelle für Besucher der 
Kreisstadt Siegburg sondern durch die günstige Lage im ICE-Bahnhof Siegburg/Bonn 
auch für viele Besucher des Rhein-Sieg-Kreises sowie der Bundes- und UN-Stadt Bonn. 
Neben originär touristischen Auskünften beraten die Mitarbeiter/innen der Tourist In-
formation Siegburg zu Tarifen und Verbindungen im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) sowie über das kulturelle Angebot der Stadt Siegburg (inklusive dem Verkauf 
von Eintrittskarten). Als „Tor zum Siegtal“ fällt der Tourist Information eine Schlüssel-
rolle in der Vermarktung des Natursteigs Sieg, der Erlebniswege sowie des Radwegs 
Sieg zu. Darüber hinaus fungiert die Tourist Information als Veranstalter verschiedener 
Märkte (Keramikmarkt, Märchenfest) und koordiniert die Städtepartnerschaften sowie 
das Rahmenprogramm des Mittelalterlichen Marktes. 

Aufgaben:
- Beratung der Kunden zu touristischen Leistungen und Produkten im persönli-

chen Gespräch, per E-Mail und Telefon
- Verkauf von Nahverkehrs- und Veranstaltungskarten
- Mitarbeit an der Schnittstelle zwischen Veranstaltungsmanagement, Marketing 

und Verkauf 

Vorausgesetzt wird:
- die Fähigkeit zur Kommunikation sowie ein freundliches und zuvorkommendes 

Auftreten gegenüber den Kunden
- gute Ortskenntnisse in Siegburg und Umgebung
- sichere Sprachkenntnisse in Deutsch, Englisch und idealerweise einer weiteren 

Fremdsprache in Wort und Schrift
- zeitliche Flexibilität sowie die Bereitschaft zur Arbeit an Wochenenden 
- ein einwandfreies Führungszeugnis

Wir bieten:
- einen interessanten und abwechslungsreichen Tätigkeitsbereich
- einen Arbeitsplatz in einem engagierten und motivierten Team
- eine betriebliche Altersversorgung bei der Rheinischen Zusatzversorgungskasse 

in Köln.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte mit den üblichen Unterlagen an folgende Adresse:

Stadtbetriebe Siegburg AÖR
Nogenter Platz 10

53721 Siegburg
oder per E-Mail an tourismus@siegburg.de. Per Post zugesandte Bewerbungsunterlagen wer-
den nicht zurückgeschickt.
Bitte achten Sie bei E-Mail-Bewerbungen darauf, dass die Bewerbungsunterlagen zusammenge-
fasst in einem PDF-Dokument angehängt sind.
Ihre Ansprechpartnerin: 
Silke Göldner, Tel.: 02241 102 210, E-Mail: silke.goeldner@siegburg.de 


